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Vorwort 

Der vorliegende Studienbrief behandelt ein Thema, das auf den ersten Blick unmit-

telbar in das Arbeitsgebiet der Bio- bzw. Medizinethik fällt, auf den zweiten Blick 

jedoch auch Dimensionen aufweist, die die Grenzen einer „Bereichsethik“ unweiger-

lich sprengen. Es geht dabei nicht nur darum, daß bei der Frage nach Sinn, Zweck 

und praktischer Reichweite von Patientenverfügungen, um die es hier hauptsächlich 

geht, auch andere Wissenschaften neben Philosophie und philosophischer Ethik zu 

Wort kommen müssen; es geht vielmehr an erster Stelle darum, daß das, was eine 

„Patientenverfügung“ eigentlich ist und sein kann, nur im Rahmen sehr prinzipieller 

philosophischer Überlegungen eingeholt werden kann. Im Hintergrund der Intenti-

on, mit der Patientenverfügung dem Individuum auch dann Gehör zu verschaffen, 

wenn über es mehr verfügt wird als es selbst über sich noch verfügen kann, stehen, 

wie leicht erhellt, ganz bestimmte Grundüberzeugungen über die Dignität von Indivi-

dualität, die in dieser Form bis heute keineswegs von allen Kulturen geteilt werden, 

deren Entwicklung jedoch in hohem Maße mit der Ausbildung der abendländischen 

Philosophie korrespondiert und in dieser gespiegelt ist. Aber auch die Vorstellung, 

daß sich die Individualität insbesondere in der Willensäußerung manifestiere und inso-

weit der Wille – mehr als zum Beispiel das Erkenntnisvermögen oder die leibliche 

Identität – der eigentliche Personkern sei, stützt sich auf Prämissen, die nicht eigent-

lich in der Bioethik gerechtfertigt werden können, sondern eine grundlegendere Per-

spektive aufrufen. Das Thema, das der vorliegende Studienbrief aufgreift, führt mit-

hin, so „handfest“ und „praktisch“ es sich zunächst darstellt, in jedem Fall ins 

Zentrum der Philosophie und kann befriedigend nur in einem entsprechend weitge-

faßten Rahmen diskutiert werden. An dieser Stelle seien nur drei exemplarische Leit-

fragen genannt, die helfen mögen, bei der Lektüre des Studienbriefs „praktische“ und 

„philosophische“ Dimension möglichst zusammenzudenken: 

Eine erste Frage wäre die folgende: Sinn und Zweck des Instruments der Patienten-

verfügung ist es, wie gesagt, dem Individuum auch dann eine Stimme zu geben, wenn 

die „Sachzwänge“, die Logik der hochtechnisierten Medizin oder schlicht die Ano-

nymität des modernen Krankenhauses, über es schlicht hinwegzugehen drohen. Das 

Instrument der Patientenverfügung schließt hier in gewisser Weise bei der technolo-

gie- und institutionenkritischen Seite der neueren Bioethik an, die sich in ihrem Ur-

sprung immer auch als „emanzipatorische“ Bewegung verstanden hat. Anders: die 

Patientenverfügung will Autonomie gegen Heteronomie zur Geltung bringen und 
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darin Subjektivität schützen. Es fragt sich jedoch: Was genau darf die Stimme des 

Individuums wirklich be-stimmen? Wo liegen die Grenzen legitimen Verfügens über 

sich selbst gegen ein Verfügen über andere, die (wie beispielsweise im Falle der Eu-

thanasie) zu Handlungen bestimmt werden sollen, die durchaus ihre eigene moralische 

Integrität und Autonomie betreffen? Oder noch allgemeiner: Was genau verstehen 

wir denn unter „Autonomie“ – meinen wir damit jede beliebige Form unmittelbarer 

Selbstbestimmung oder aber (wie Kant) eine Selbstgesetzgebung, die darauf angelegt 

ist, kommunikabel zu sein? 

Eine zweite Frage wäre die, inwieweit es denn zutrifft, daß eine bestimmte Willensäu-

ßerung den ganzen Menschen, die ganze Person vertritt? Gibt es neben der Sprache 

des Willens nicht auch Sprachen des Fühlens, des Leibes und des Lebens, die mit der 

ersten nicht unbedingt deckungsgleich sein müssen? Nicht nur mit Kindern kommu-

nizieren wir ja in der Regel keineswegs nur über ihre Willensäußerungen, sondern 

auch über Anmutungen und „Ansprüche“, die sich ganz anders als auf die Weise 

erklärter Intentionalitäten melden. Kein guter Lehrer etwa unterrichtet alleine entlang 

des manifesten Willens des Schülers, schon, weil er so nicht diesen, den Willen, unter-

richten kann. Und niemand, der Fürsorge nicht von vornherein für unsittlich hält, 

wird sich darauf beschränken lassen, nur dann das Wohl zum Beispiel eines Patienten 

zu fördern, wenn dieser sich ausdrücklich darüber erklärt hat, was er denn dafür hält. 

Wir müssen uns mithin darüber klar werden, daß auch dann, wenn die Achtung des 

fremden Willens der eigentliche Probierstein für die Achtung der fremden Freiheit 

ist, die Achtung der fremden Freiheit nicht auch andere Facetten haben kann – eben 

etwa die der Schaffung von Bedingungen des Freiseins, die auch da schon beginnen, wo 

der Wille sich noch keineswegs explizit gemacht hat. 

Die dritte Frage schließlich betrifft ein Problem, daß dieser Studienbrief in besonderer 

Weise herausarbeitet: das Problem, daß auch der Begriff des Willens so eindeutig 

nicht ist, wie er zunächst erscheint, woraus sich gerade für die Praxis des Umgangs 

mit Patientenverfügungen manche Aporien ergeben. Was ist etwa, wenn ein „objek-

tivierter“, vorausverfügter Wille dem manifesten, wiewohl nicht „vollkommenen“ 

Willen (etwa einer im juristischen Sinne nicht mehr geschäftsfähigen Person) wider-

spricht? Was, wenn ein von außen zugeschriebener (z.B. von Angehörigen gemut-

maßter) Wille weder durch eine Vorausverfügung gedeckt noch durch eindeutige 

Äußerungen des „natürlichen“ Willens bestätigt werden kann? Wie stehen überhaupt 

die „Willenssubstitute“ (zu denen auch die Patientenverfügungen zählen) zu den „ak-
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tualen“, vollzugshaften Willensäußerungen, was ihre Valenz und Verbindlichkeit be-

trifft? Behandeln wir hier nicht oftmals zu schnell als gleich und gleichwertig, was es 

beileibe nicht ist? 

Die Probleme, die diese drei Fragen anzeigen, werden schließlich noch vermehrt 

durch Schwierigkeiten, die aus ganz unterschiedlichen Gründen entstehen: dadurch 

etwa, daß es von der Rechtssystematik her nicht immer einfach ist, Funktion und 

Grenzen von Patientenverfügungen zu bestimmen; dadurch auch, daß der medizini-

sche Alltag kaum der Ort ist, sich auf eine ausgefeilte Hermeneutik von Willenserklä-

rungen der unterschiedlichsten Individuen einzulassen; dadurch auch, daß es in ver-

schiedenen Ländern deutlich divergierende Ansätze zur rechtspolitischen Lösung der 

hier einschlägigen Fragen gibt und sich so ganz unterschiedliche Modelle dessen 

etabliert haben, was als „Patientenverfügung“ soll gelten können. Der vorliegende 

Studienbrief bringt exemplarisch auch solche Probleme zur Sprache – Probleme, für 

deren Lösung dann nicht einfach nur die Philosophie zuständig sein kann, sondern 

das interdisziplinäre Gespräch gesucht werden muß. 

In diesem Studienbrief versammelt sind eine repräsentative Auswahl von Beiträgen, 

die ursprünglich im Rahmen einer ERASMUS-Sommerschule im Regionalzentrum 

Berlin der FernUniversität in Hagen vorgetragen worden sind. Der Herausgeber 

dankt allen Mitwirkenden der genannten Sommerschule, die ihre Texte zur Publika-

tion an diesem Ort zur Verfügung gestellt haben, für diese Bereitschaft sehr herzlich. 

Die Redaktion des Bandes lag in den Händen von Herrn Dr. Marcus Knaup – auch 

ihm sei auf gebührende Weise gedankt! 

Thomas Sören Hoffmann   

 




